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 Nachrichten

Sallfort übernimmt 
Zürcher Privatbank

Basel. Die Eigentümer der Vermögens­
verwalterin und Effektenhändlerin 
Sallfort AG in Basel übernehmen die 
Zürcher P&P Private Bank AG. Die zwei 
Institute würden auf Anfang 2012 
zusammengelegt, teilten sie gestern 
mit. Nötig ist zuvor noch die Zustim­
mung der Finma. Die seit 30 Jahren 
bestehende Sallfort AG gehört der 
Familie Barth, CEO ist Johannes Barth. 
Die P&P Private Bank ist auf Vermö­
gensverwaltung und Wealth Manage­
ment spezialisiert. SDA

Alstom muss fürs 
Schmieren blechen
Bern. Die Bundesanwaltschaft ist in 
einer Untersuchung gegen den Indus­
triekonzern Alstom zum Schluss 
gekommen, dass dieser von Mitarbei­
tern getätigten Bestechungszahlungen 
zu wenig vorgebeugt hat. Alstom wird 
deshalb zu einer Busse von 2,5 Millio­
nen Franken und einer Ersatzforderung 
von 36,4 Millionen Franken verurteilt. 
Der Konzern hat auf eine Einsprache 
verzichtet. SDA

Schlechter Winter folgt 
auf guten Sommer
Liestal. Die Hotelgruppe Sunstar hat in 
der Sommersaison Anzahl Übernach­
tungen und Umsatz gesteigert. Das 
Unternehmen verzeichnete im ersten 
Halbjahr 136 700 Logiernächte, 5 Pro­
zent mehr als im Vorjahr. Der Umsatz 
stieg um 3,3 Prozent auf 16,3 Millionen 
Franken, wie Sunstar gestern mitteilte. 
Schlecht sind dagegen die Aussichten 
für die Wintersaison: Der Buchungs­
stand liegt derzeit 23 Prozent unter 
dem Vorjahr. SDA

Thomas Cook braucht 
neues Kapital 
London. Der britische Reisekonzern 
Thomas Cook, Europas zweitgrösster 
Reiseveranstalter, steckt in Schwierig­
keiten. Der Konzern verhandle mit sei­
nen Banken über seine Kreditlinien, 
erklärte Thomas Cook gestern. Die Ver­
öffentlichung der Geschäftszahlen 
wurde verschoben. An der Börse in 
London brach der Aktienkurs um mehr 
als 66 Prozent ein. SDA

Medtronic macht 
massiv mehr Gewinn
Minneapolis/Tolochenaz (VD). Der 
US-Medizinaltechnikkonzern Medtronic, 
der in der Schweiz über 1200 Personen 
beschäftigt, hat im zweiten Geschäfts­
quartal 2011/2012 (per 28. Oktober) 
einen Reingewinn von 871 Millionen 
Dollar erzielt. Das sind 54 Prozent mehr 
als in der Vorjahresperiode. Der Umsatz 
weitete sich um 6 Prozent auf 4,132 Mil­
liarden Dollar aus, wie Medtronic am 
Dienstag mitteilte. Besonders stark 
(+21 Prozent) expandierten die Verkäufe 
in Schwellenländern. SDA

EU-Kommission schaut 
sich Dexia-Rettung an
Brüssel. Die milliardenschwere Rettung 
der Grossbank Dexia beschäftigt nun 
auch die EU-Kommission. Die EU-
Behörde ist mit den betroffenen Regie­
rungen Frankreichs, Belgiens und 
Luxemburgs im Gespräch über die 
Dexia. «Mehr kann ich dazu nicht 
sagen», erklärte die Sprecherin von EU- 
Wettbewerbskommissar Joaquín Almu­
nia gestern in Brüssel. Bislang liegt der 
EU-Kommission nach eigenen Anga­
ben noch kein Umstrukturierungsplan 
zur Genehmigung vor. DPA

Das Kupfernetz der 
Swisscom wird schneller 
Bern. Die Swisscom will höhere Daten­
geschwindigkeiten auf ihrem traditio­
nellen Kupfernetz. Dazu muss die Dis­
tanz zwischen Kunde und Verteilkno­
tenpunkt kleiner werden. Je kürzer das 
Kupferkabel, desto grösser sind die 
möglichen Datenraten, sagt Oliver Lam­
part von der Swisscom. Verkürzt man 
die Distanz zwischen Quartierkasten 
und Haushalt von maximal 750 Meter 
auf 100 Meter, steigt die Geschwindig­
keit um das Fünf- bis Siebenfache. SDA

Der Widerspenstigen Zähmung
Wie die Europäische Union die Banken und Ratingagenturen zu zügeln versucht

Von Detlef Fechtner, Brüssel

Wenn EU-Kommissar Michel Barnier ei-
nen Vortrag hält (und das kommt oft 
vor), gehört die Präsentation eines 
Schaubilds zum festen Programm. Die 
farbige Grafik führt stichwortartig meh-
rere Dutzend Vorschläge für EU-Richt
linien und EU-Verordnungen auf, die 
Barnier seit Sommer 2010 gemacht  
hat – oder bis zum Ende dieses Jahres 
noch machen will. Die Botschaft des 
Franzosen, der sich nach Beginn der 
Finanzkrise die Zügelung von Bankern 
und Börsianern zur Aufgabe gemacht 
hat, ist unmissverständlich: Wir tun was. 

Tatsächlich ist der Arbeitsnachweis 
von Barnier, der sich in wenigen Tagen 
auch noch die Abschlussprüfer vor-
knöpft, beeindruckend – es gibt in Brüs-
sel wohl kaum einen Finanzlobbyisten, 
der nicht über Barniers vermeintliche 
«Regulierungswut» stöhnt und angeb-
lich zu hohe Belastungen für die Geld-
branche beklagt. 

So weit der Eindruck an der Ober-
fläche. Ein tiefer gehender Blick auf die 
einzelnen Dossiers jedoch zeigt, dass 
die Aufräumarbeiten im Kasino des  
Kapitalismus wesentlich schwerfälliger 
vorangehen, als es Barniers bunte Bild-
chen vermuten lassen. Denn viele Vor-
stösse des Franzosen sind im Laufe der 
Verhandlungen korrigiert, entschärft 
oder verzögert worden.

Schlupflöcher
Beispiel Kapital der Banken: Im Juli 

hatte Barnier die EU-Kapitalrichtlinie 
präsentiert, mit der die weltweiten Ver-
abredungen über angemessene Reser-
ven der Banken (Basel III) in EU-Recht 
übersetzt werden sollen. Doch die Ver-
handlungen stocken, es herrscht Streit 
über künftige Limits für die Hebelung 
von Investments und über die Frage, ob 
nationale Aufseher noch strengere Ka-
pitalauflagen draufsatteln dürfen. Das 
angestrebte Datum der Einführung An-
fang 2013 wackelt.

Beispiel spekulative Finanzinstru-
mente: Wetten auf fallende Kurse von 
Aktien (durch nackte Leerverkäufe) 
und Staatsanleihen (durch ungedeckte 

Kreditausfallversicherungen, CDS) sind 
zwar erheblich eingeschränkt worden. 
Dabei sind jedoch Schlupflöcher ent-
standen. So kann ein Investor den Ver-
boten entgehen, indem er sich die Zusa-
ge einer Bank einholt, dass sie im Falle 
eines Falles die entsprechenden Aktien 
liefert, um seine Geschäfte zu «decken». 
Und Investoren, die sich an Spekulatio-
nen über Staatspleiten beteiligen, müs-
sen nun doch nicht den  
eigentlichen Schuldtitel in ihrem Besitz 
haben, sondern irgendein Papier, des-
sen Wertentwicklung damit in Verbin-
dung steht. 

Beispiel Sparguthaben: Die EU-
Kommission möchte, dass Banken und 
Sparkassen einen Notgroschen bunkern 
sollen, damit im Falle einer Banken
pleite genug Reserven bereitstehen, um 
den Kunden ihre Spareinlagen bis 
100 000  Euro auszubezahlen – und 

zwar ohne auf Steuerzahlergeld zurück-
greifen zu müssen. Die EU-Kommission 
hätte gerne in zehn Jahren 1,5 Prozent 
der abgesicherten Gesamtsumme ein-
sammeln lassen. Doch die EU-Behörde 
wird sich letztlich mit weniger zu
friedengeben müssen. Aktuell liegt ein 
Kompromissvorschlag der Minister auf 
dem Tisch, der 0,8 Prozent in 15 Jahren 
vorsieht – also gerade mal die Hälfte. 

Keine zusätzliche Verwirrung
Beispiel Bankenpleiten: Die EU-

Kommission hat ihren Vorschlag, der 
eine weitreichende Beteiligung von 
Bankaktionären und Bankgläubigern 
an einer geordneten Abwicklung ange-
schlagener Kreditinstitute vorsieht, be-
reits seit Wochen in der Schublade. Aber 
solange die Verhandlungen Griechen-
lands mit den Gläubigern nicht abge-
schlossen sind, soll Barnier ja keine zu-

sätzliche Verwirrung durch einen Ge-
setzesvorschlag stiften, in dem erneut 
Begriffe wie «Haircuts» vorkommen.

Beispiel Ratingagenturen: In diesem 
Dossier wurde Barnier gar von seinen 
eigenen Kollegen in der EU-Kommission 
zurückgepfiffen – etwa von den Wettbe-
werbshütern, die das Verbot von Fusio-
nen abschwächten. Und auch vom Rest 
des Kollegiums, das den umstrittenen 
Plan des Franzosen ausbremste, Staats-
anleihe-Ratings zeitweise behördlich zu 
suspendieren. 

Mittlerweile sorgt die Eskalation der 
Staatsschuldenkrise selbst dafür, dass 
die Fachbeamten in Barniers Abteilung 
mit den Verboten dubioser Finanzins
trumente vorsichtig sein müssen. Nicht 
dass sie genau die Varianten verbieten, 
die sich ihre Kollegen zur Eurorettung 
gerade ausdenken, um die Schlagkraft 
ihres Rettungsschirms zu stärken.

Da geht es lang. EU-Kommissar Michel Barnier wirbt für strengere Regeln für Banken und Ratingagenturen.  Foto Keystone

Mitbericht

Der Klimakollaps funktioniert auch mit Erdgas
Von Rudolf Rechsteiner*

Vor einer Woche hat die Internationale 
Energieagentur (IEA) ihre neuen 
Energieprognosen präsentiert, den 
«World Energy Outlook 2011». Die IEA 
wird von den OECD-Ländern aus 
Steuergeldern finanziert. Ihr Auftrag 
bestünde darin, die Versorgungssicher-
heit mit Energie zu verbessern. Tatsäch-
lich bewirken ihre Empfehlungen 
meistens das genaue Gegenteil. 
Der Outlook 2011 liest sich wie ein 
Katalog von Denkfehlern und Wider-
sprüchlichkeiten. Nachvollziehen lässt 
sich dies nur, wenn man versteht, 
worum es dem IEA-Direktorium eigent-
lich geht: um das Wohlergehen der Öl-, 
Erdgas-, Kohle- und Atombranche. 

Es ist keine zehn Jahre her, da prognos-
tizierte die IEA einen Anstieg der 
Ölproduktion auf 120 Millionen Fass 
pro Tag bis 2030 zum Spottpreis von 
29 Dollar. Dumm nur, dass die konven-
tionelle Ölförderung seit 2006 bei 

82 Millionen Fass stagniert und in 
vielen Gebieten rückläufig ist. Jahr für 
Jahr hat die IEA zurückbuchstabiert, 
die aktuelle Prognose für das Ölange-
bot 2035 liegt nun noch bei 99 Millio-
nen Fass pro Tag, mehr als optimistisch. 
Statt die Verknappungs- und Klimapro-
bleme methodisch sauber zu analysie-
ren, wird das «Goldene Zeitalter des 
Erdgases» ausgerufen, welches alle 
Probleme lösen könne. Erdgas sei und 
bleibe billig. Von der seit Langem 

rückläufigen Förderung in Europa und 
in Westsibirien spricht die IEA nicht, 
auch nicht von den immer drastische-
ren Klimaproblemen, die sie mit ihren 
Empfehlungen selber hervorruft. Die 
jüngsten Überschwemmungen in 
Thailand sind ein Beispiel unter vielen: 
500 Tote und Sachschäden von 30 Mil-
liarden Dollar. Betroffen sind Bauern, 
Ladenbesitzer, Hauseigentümer, Trans-
portfirmen, Fabriken – praktisch die 
ganze Bevölkerung. 
Lösungen in Form von erneuerbaren 
Energien kommen bei der IEA ganz 
schlecht weg. Erneuerbare Energien  
kommen oberflächlich zwar vor, blei-
ben aber angeblich in einer völlig 
bedeutungslosen Rolle. Dabei haben 
die neu erstellten Kraftwerke mit 
erneuerbaren Energien die konventio-
nellen Kraftwerke im letzten Jahr 
erstmals überholt. 

Untermauert wird das rosige Bild von 
den ewig billigen fossilen Energien von 
neuen Funden in den USA. Tatsächlich 
hat dort der Schiefergasboom die 
Gaspreise kurzfristig mehr als halbiert. 
Die Felder sind allerdings klein und 
büssen schon nach wenigen Monaten 
einen Grossteil ihrer Produktion ein. Es 
muss deshalb ständig neu gebohrt 
werden, um die Produktion konstant zu 
halten. Auf tiefe Gaspreise wird deshalb 
kein Verlass sein. 
Die Bedeutung steigender Förderkosten 
wird im IEA-Bericht grosszügig igno-
riert, das Wort Förderrückgang (eng-
lisch: «decline») kommt überhaupt 
nirgends vor. Die IEA lockt die Regie-
rungen, die sie berät, wie schon bei 
Erdöl und Atomstrom in eine neue 
Falle. Und dies nicht nur punkto Klima-
erwärmung. 
Die USA importieren pro Tag mehr als 
elf Millionen Fass Öl. Sie zahlen dafür 

1,1 Milliarden Dollar ans Ausland. Pro 
Tag. Das Land ist eigentlich bankrott 
und verarmt weiter. Reich geblieben 
sind nur die Öl- und Gasfirmen. 

Opfer der Erdgasekstase finden sich 
inzwischen auch bei uns in der 
Schweiz. Die Atomfirma Axpo, die sich 
in Inseraten gerne als grosser Klima-
schützer gebärdet, hat in Italien einen 
gigantischen Park von Gaskraftwerken 
aufgebaut, mit 1,8 Gigawatt Leistung, 
entsprechend 1,8 «Gösgen». Gebracht 
hat es der Axpo nichts ausser Verluste, 
denn seit der Ölpreis ansteigt, haben 
sich die Gasverträge stark verteuert. 
Gleichzeitig wurde der Strom in Italien 
billiger, Letzteres auch dank Windkraft 
und Fotovoltaik. Die Axpo verzeichnet 
Gewinneinbrüche und muss sparen. 
Investitionen in erneuerbare Energien 
hat sie gestrichen. An neuen Gaspipe-
lines will sie trotzdem festhalten. Für 
die Axpo-Pipelines wurden drei Bun-

desräte – Calmy-Rey, Couchepin und 
Doris Leuthard – nach Iran und 
Aserbaidschan geschickt. Etwas viel  
für einen CO2-Träger, dessen Verbrauch 
wir nach geltendem Gesetz senken 
möchten.
Was in Zukunft passiert, ist unschwer 
zu erraten: Gaskraftwerke sind zwar 
die billigsten, aber nur wenn man, wie 
die IEA und die Axpo, den Gaspreis 
vergisst. Eher früher als später wird der 
Gaspreis dem Ölpreis folgen und der 
vermeintliche Billigstrom unbezahlbar.

Opfer der Erdgas-
ekstase finden sich 
inzwischen auch bei uns 
in der Schweiz.

Keine Brennstoffkosten. Nur die Windenergie ist kostensicher.  Grafik BaZ/reh
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UNTERSCHIEDLICHE STROMGESTEHUNGSKOSTEN FÜR STROM AUS KOHLE, 
ERDGAS, WIND UND ATOMKRAFT 

Kohle, Gas, Wind und Atomkraft in US-Cents pro kWh

Kohle Erdgas Wind Atomkraft

Kosten Übertragungsnetz Betriebskosten inkl. Brennstoffe
Fixkosten Kapitalkosten Quelle: US-Department of Energy
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